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Mehr Frauen 
an der Spitze 
der Schweizer 
KMU
In den Geschäftsleitungen 
von mittelgrossen  
Schweizer Betrieben  
steigt der Frauenanteil, 
auch ohne Quoten und 
Frauenstreik.

Der Schweizer Gewerbeverband (SGV) 
und sein Frauennetzwerk KMU Frauen 
Schweiz haben gestern eine Studie 
zum Frauenanteil auf den Lohnlisten 
der Schweizer KMU vorgestellt. Für die 
repräsentative HSG-Studie wurden 
Daten der Arbeitskräfteerhebung von 
2017 zu den Frauen genutzt, die in den 
500 000 Schweizer KMU arbeiten. Wäh-
rend die Zahl der Erwerbstätigen von 
2012 bis 2017 um fünf Prozent auf 
4,6 Millionen stieg, stieg die Zahl der 
erwerbstätigen Frauen um sieben Pro-
zent.

Die Studie belege auch, dass die 
Frauen in die Teppichetagen aufrück-
ten, halten SGV und KMU Frauen 
Schweiz fest. 2012 waren 26 Prozent al-
ler Personen in den obersten KMU-Ka-
dern Frauen. 2017 waren es 31 Prozent. 
Hoch ist der Frauenanteil namentlich 
in KMU ab 50 Mitarbeitenden.

Um 54,7 Prozent sei in diesen Be-
trieben die Zahl der Frauen mit Ge-
schäftsleitungs-Positionen gestiegen, 
ohne Frauenquote, hiess es in der Mit-
teilung. Bei Grossfirmen mit 250 oder 
mehr Angestellten allerdings sei diese 
Tendenz nicht auszumachen – in die-
sen Firmen sei die Zahl der Frauen in 
der Geschäftsleitung sogar rückläufig.

Der Bundesrat will mit der Revision 
des Aktienrechts für grosse börsenko-
tierte Unternehmen Geschlechter-
Richtwerte erreichen. Gemäss seinen 
Ideen soll im Verwaltungsrat jedes Ge-
schlecht zu mindestens 30 Prozent ver-
treten sein, in der Geschäftsleitung zu 
mindestens 20 Prozent. Betroffen wä-
ren etwa 200 Unternehmen. (sda)

Spuhler belohnt 
seine Angestellten
Die rund 8500 Angestellten von Stad-
ler Rail profitieren ebenfalls vom ge-
glückten Börsengang des Ostschwei-
zer Zugherstellers. Sie erhalten je 
nach Dauer der Betriebszugehörigkeit 
zusätzlich einen halben bis einen gan-
zen Monatslohn ausbezahlt. Das Geld 
stammt vom Hauptaktionär Peter 
Spuhler selbst. Die Zahlung erfolge zu-
sätzlich zu den üblichen Bonus-Zah-
lungen oder dem 13. Monatslohn des 
Unternehmens, sagte Stadler-Rail-
Sprecherin Marina Winder gestern auf 
Anfrage zu einem entsprechenden Be-
richt der «Handelszeitung». (sda)

Gotthard nur am 
Vormittag offen
Pünktlich zum Auffahrtswochenende 
ist morgen Donnerstag um 8 Uhr die 
Gotthard-Passstrasse nach der Winter-
sperre wieder offen. Weil aber in die-
sem Jahr besonders grosse Schnee-
massen liegen, ist die Öffnung vorerst 
nur am Vormittag möglich. Aus Si-
cherheitsgründen wird der Abschnitt 
Gotthardmätteli-Gotthardhospiz zwi-
schen Donnerstag um 13 Uhr und 
Freitag um 6 Uhr wieder geschlossen, 
wie die Urner Baudirektion gestern 
mitteilte. (sda)

Wind- und Sonnenenergie: Die 
Schweiz als Entwicklungsland
Die Schweiz produziert zwar mit der Wasserkraft 60 Prozent des Strombedarfs mit erneuerbarer Energie. 
Doch bei der Produktion von Solar- und Windstrom zeigt sie sich rückständig.

von Benno Lichtsteiner

D ie Schweiz produziert 
pro Jahr und Einwohner 
nur rund 250 Kilowatt-
stunden (kWh) Sonnen- 
und Windstrom. Das ent-

spricht ungefähr dem Jahresstromver-
brauch eines halbwegs effizienten Ge-
schirrspülers. Damit landet sie im Ver-
gleich mit den 28 EU-Ländern auf 
dem 25. Platz.

Der Gesamtanteil dieser neuen er-
neuerbaren Energien am Stromver-
brauch bleibe in der Schweiz «kaum 
nennenswert», schreibt die Schweize-
rische Energie-Stiftung (SES) in einer 
Mitteilung. Sie hat in einer Studie die 
Solar- und Windenergieproduktion 
der Schweiz mit den 28 EU-Ländern 
verglichen.

Spitzenreiter Dänemark
Schweizerinnen und Schweizer ver-
brauchen pro Kopf und Jahr ungefähr 
7000 kWh Strom. Wind- und Sonnen-
strom decken hierzulande zusammen 
gerade einmal sehr tiefe 3,7 Prozent 
des Bedarfs. Beim Leader Dänemark 
sind es mit jährlich 2500 kWh pro Ein-

wohner knapp 50 Prozent. Dahinter 
folgen Fotovoltaik-Spitzenreiter 
Deutschland mit einer Produktion 
von 1905 kWh und Schweden mit 
1691 kWh.

Schlechter platziert als die Schweiz 
sind nur gerade Ungarn, Slowenien, 
die Slowakei und Lettland. Das sei 
«bedenklich» für ein Land, «das sich 
gerne mit seiner fortschrittlichen 

Strompolitik und -erzeugung brüstet», 
wird Tonja Iten, Projektverantwortli-
che, in der Mitteilung zitiert.

Ausbau «auf sehr tiefem Niveau»
Zwar nehme der Ausbau der Sonnen-
energie in der Schweiz «auf sehr tie-
fem Niveau» kontinuierlich zu. Ihr An-
teil an der Stromproduktion stieg im 
letzten Jahr um 18 Prozent auf 3,5 
Prozent.

Doch die Produktion von Wind-
energie stagniere und trage mit 0,2 
Prozent kaum nennenswert zur 
Schweizer Stromproduktion bei. Zur 
Zeit gibt es 36 grössere Windkraftanla-
gen in der Schweiz. Neue kamen im 
letzten Jahr keine dazu. Im Nachbar-
land Österreich – ebenfalls ein Bin-
nenland – sind es 20-mal mehr.

Enormes Potenzial
Insgesamt schneide der Strommix der 
Schweiz mit 60 Prozent Wasserkraft 
immer noch besser ab als derjenige 
der EU. Aber der schleppende Ausbau 
von Solar- und Windenergieanlagen 
kontrastiere «mit dem enormen Aus-
baupotenzial» dieser Energieträger in 
der Schweiz.

Das Bundesamt für Energie schätz-
te kürzlich, dass in der Schweiz alleine 
auf Hausdächern und an Hausfassa-
den jährlich 67 Terrawattstunden 
Strom erzeugt werden könnten. Das 
übersteige den gegenwärtigen Strom-
verbrauch im Land von 58 TWh pro 
Jahr deutlich. Zudem seien die Preise 
für Fotovoltaik- und Windenergieanla-
gen in den vergangenen Jahren stark 
eingebrochen.

Das vorhandene Potenzial kontras-
tiere mit der «Deckelpolitik der 
Schweiz», vor allem bei der Fotovol-
taik. Dort sei der Netzzuschlag im letz-
ten Jahr zwar auf 2,3 Rappen pro kWh 
erhöht worden. Doch die Förderung 
sei zeitlich befristet, die Zuschläge 
würden ineffizient verteilt und wegen 
der «rigorosen Wartelistenpolitik» 
blockiert.

Das führe dazu, dass Betreiber von 
Fotovoltaikanlagen lange auf die Ver-
gütung warten müssten. Und auf eine 
Einspeisevergütung hätten neue Pro-
jekte gar keine Chance mehr. Für 

Grossanlagen seien die Erlöse am 
Strommarkt damit zu tief, als dass sie 
sich refinanzieren könnten.

Bessere Förderinstrumente
Gemäss SES setzen die meisten EU-
Staaten «zielführende Förderinstru-
mente für die erneuerbaren Energien 
ein» und schützen neue Kraftwerke 
durch gesetzlich garantierte Minimal-
vergütungen vor Preisschwankungen. 

Damit wolle die EU ihre ambitionier-
ten Energiewende- und Klimaziele er-
reichen.

«Die Schweiz täte gut daran, diesen 
Bemühungen zu folgen», folgert Iten. 
Denn es sei dringend notwendig, den 
Atomstrom und die fossilen Energie-
träger mit einem Ausbau der erneuer-
baren Energien zu ersetzen. Nur so 
könne die Energiewende in der 
Schweiz umgesetzt werden.

Stiefkind Windkraft: Parks  
wie hier auf dem Nufenenpass  
sind in der Schweiz  
absolute Ausnahmen. 
Bild Sedrik Nemeth/Keystone

3,7
Prozent
In der Schweiz werden nur 
3,7 Prozent des Strombedarfs 
mit Wind- und Sonnenenergie 
gedeckt.

Schweizer fühlen sich zu Hause sicher
Die Schweizer Bevölkerung vertraut den eigenen Institutionen, beurteilt  
die weltpolitische Lage pessimistisch und will den bilateralen Weg mit der EU weitergehen.

von Nicolas Hehl 

Die grosse Mehrheit der Schweizerin-
nen und Schweizer fühlt sich nach 
wie vor sicher und blickt optimistisch 
in die Zukunft. Gründe sind das politi-
sche System und die gute Wirtschafts-
entwicklung. Doch gerade die Wirt-
schaft weckt auch Ängste.

Als häufigster Grund für eine pessi-
mistische Einschätzung wird gemäss 
einer Umfrage die Angst vor einer Zu-
nahme wirtschaftlicher Probleme ge-
nannt, gefolgt von der Migrationspro-
blematik und der politischen Lage. 
Angst vor Gewalt, Sorge um die Sozial-
werke und das Klima wurden ver-
gleichsweise selten genannt. Das hat 
die gestern veröffentlichte Studie «Si-
cherheit 2019» ergeben.

95 Prozent der Befragten gaben an, 
sich im Allgemeinen sicher zu fühlen. 

90 Prozent fühlen sich auch dann si-
cher, wenn sie nachts alleine in ihrer 
Wohngegend unterwegs sind. 83 Pro-
zent fühlen sich im öffentlichen Raum 
sicher. Diese Werte sind gegenüber frü-
heren Umfragen auf hohem Niveau 
stabil.

Gestiegen ist das Vertrauen in Be-
hörden und Institutionen. Auf einer 

Zehner-Skala kommen die Polizei auf 
8 Punkte, die Gerichte auf 7,4, der Bun-
desrat auf 7,1, das eidgenössische Par-
lament auf 6,7 und die Armee auf 6,6 
Punkte. Medien und politische Partei-
en rangieren traditionellerweise am 
Schluss der Rangliste. Das Gesamtver-
trauen ist signifikant auf 6,8 Index-
punkte gestiegen. Gemäss der Studie 
handelt es sich um einen historischen 
Höchstwert.

Kritisch fällt die Beurteilung der 
weltpolitischen Lage aus. 73 Prozent 
der Befragten schätzen diese pessimis-
tisch ein. Das sind fünf Prozentpunkte 
mehr als 2018. Als Gefahr für die 
Schweiz wird insbesondere die Macht-
politik der Grossmächte gesehen. Als 
Ursache werden in erster Linie die 
USA, China und Russland genannt. 
Auffallend oft werde US-Präsident Do-
nald Trump namentlich genannt, 

schreiben die Autoren. Nationalismus 
und Rechtspopulismus werden eben-
falls als Bedrohung wahrgenommen.

Kein Beitritt zur EU
Solide Zustimmung geniesst der bila-
terale Weg der Schweiz. Über 80 Pro-
zent der Befragten sind der Meinung, 
dass die Schweiz der EU nicht beitre-
ten, jedoch die wirtschaftliche Zusam-
menarbeit verstärken soll. 

Die Schweizer Armee erachten 
rund vier Fünftel der Befragten als 
notwendig, wobei es sich für rund die 
Hälfte davon um ein notwendiges 
Übel handelt. Für die Studie hat das 
Befragungsinstitut Link im Januar 
dieses Jahres 1213 Stimmberechtigte 
telefonisch befragt. Herausgeber der 
Studie sind die Militärakademie der 
ETH Zürich und das Center for Securi-
ty Studies der ETH Zürich.

83
Prozent
Über vier Fünftel der Schweize-
rinnen und Schweizer fühlen sich 
im öffentlichen Raum sicher.


